Religiöse Perspektiven auf die heutige Gesellschaft.
Die Rolle von Religion in/für die Öffentlichkeit

Annette Mehlhorn 
1. Persönlicher Zugang

Was ist Berufung? Schon als junges Mädchen habe ich meinen Glauben nicht als Privatsache betrachtet. Der Glaube war die „Brille“, durch die ich die Welt sah, durch die ich auch meine Verantwortung in und für die Welt betrachtete. Seit ich etwa 16 Jahre alt war, wurde mir immer deutlicher, dass dieser Glaube zu meinem Beruf werden soll. Damit habe ich mich für einen öffentlichen Auftrag in Sachen Religion entschieden. 

Es ist sicher kein Zufall, dass ich etwa zur selben Zeit anfing zu verstehen, welche Beziehungsgeschichte zwischen Religion und Öffentlichkeit mein Land geprägt hat. Zwei Bausteine gehörten bis heute für mich dazu: 

1. Die Konfessionskriege und die Entwicklung des Säkularen Staates, also das Bewusstsein darum, dass das politische Gemeinwesen und die Gemeinschaft der Gläubigen aus guten Gründen (insbesondere in einer durch verschiedene Weltanschauungen bestimmten Gesellschaft) voneinander zu unterscheiden sind.
2. Die völlige Vereinnahmung dieses „säkularen“ Staates durch einen pseudoreligiösen Heilswahn während der Zeit des Nationalsozialismus in Deutschland (und also die mögliche Umkehr von 1.). 

Während der erste Baustein zu einer Art Fundament meines Welt- und Wertebewusstseins wurde, spielte der zweite eine sehr viel explosivere Rolle. Denn natürlich reicht das, was sich unter diesem „Heil“ zusammengebraut hatte tief in meine eigene Familie hinein. Konkret betrifft er das Erbe einer von mir heiß geliebten Großmutter. Sie war als junge Frau bei einer orthodoxen jüdischen Kaufmannsfamilie in Frankfurt beschäftigt und hat wohl von keiner Zeit ihres Lebens mehr erzählt, als von dieser. Vor allem berichtete sie begeistert über die anregenden Debatten, die sie mit den Brüdern dieser Familie über Religion, Politik und Kultur führte. 
Meine Großmutter war ein politischer Mensch, auch wenn sie als Frau damals kaum das Recht eingeräumt bekam, dies öffentlich zu zeigen. Mit großem Engagement stieg sie in späteren Jahren in den nationalsozialistischen Heilswahn ein. Ein dunkler Schleier liegt seit jeher über dem Graben, der diesen Teil ihrer Geschichte vom vorhergehenden trennt. Wir haben diesen Schleier zu ihren Lebzeiten nicht lüften können. 

Als meine Großmutter zum ersten Mal einen Gottesdienst besuchte, dem ich vorstand, war sie erschüttert. Ich hatte in der Predigt ein Buch von Günther Wallraff in der Hand gehalten „Ganz unten“ hieß es und beschrieb die Recherche dieses Reporters als verkleideter Türke in Deutschland. Für mich war sein Handeln ein Sinnbild für Nachfolge im Sinne der Liebe und Gerechtigkeitssehnsucht Christi. Sie dagegen entgegnete schroff: „Auf die Kanzel gehört kein anderes Buch als die Bibel“. Für meine Großmutter war Glaube Privatsache. Er hatte mit Politik und Öffentlichem Leben nichts zu tun. Wenn ich mich recht erinnere, hat sie nie wieder einen Gottesdienst von mir besucht. 
Für mich ist Glaube immer ein öffentlicher Auftrag. Als Christin soll ich das, was ich glaube, in meinem Handeln und Leben bezeugen und damit in allen Lebensbereichen, in denen ich wirksam bin: Als Bürgerin, als Familienfrau, als Freundin, Nachbarin – und erst recht als „Hauptamtliche Christin“, also als Pfarrerin. Allerdings erlebe ich diesen Auftrag inzwischen als sehr komplex und spannungsgeladen. Mein Leben wird von vielen Rollenwechseln bestimmt und jeweils unterschiedlichen Mischungsverhältnissen, in denen auch die Fronten und Parteiungen ständig in Bewegung sind. Darum fällt mir die Antwort auf die mir gestellte Frage, wie ich die Beziehung zwischen Religion und Politik, Religion und Öffentlichkeit wahrnehme und welche Loyalitätskonflikte ich darin erkenne nicht leicht. 

Es ist etwas anderes,
· ob man mir innerhalb meiner Kirche mitteilt, ich sei für eine Stelle ungeeignet, weil sie nicht in dem mir zugeschriebenen „kirchlichen Randgebiet“ liege (das ist ein innerkirchlicher Loyalitätskonflikt und eine kircheninnenpolitische Frage)
· ob ich als „offizielle Kirchenvertreterin“ bei einer – christlichen, multireligiösen, oder säkularen - Konferenz auftrete (hier bin ich im kirchlichen „Außendienst“ unterwegs)
· ob ich als Pfarrerin Mitglied eines abrahamischen Teams in einer Kirchengemeinde bin („Außendienstbeauftragte tritt im Inland mit Gästen von draußen auf“)
· oder einer muslimischen Gemeinde bin („Abgesandte im Gespräch zwischen den Religionen“) 
· ob ich als weiße, deutsche, evangelische Christin mit einer multinationalen und multikonfessionellen afrikanischen Gemeinde einen Gottesdienst am Anti-Rassismus-Tag feiere (christlich gesehen „Innenpolitik“; kulturell gesehen „Außenpolitik“, politisch gesehen „Integrationspolitik“)
· oder ob ich in einem rein säkularen Kontext (z.B. als Politikerin mit religiösem Hintergrund oder gar theologischer Ausbildung) ein religiöses Bekenntnis ablege. 
Jeweils steht die Wechselbeziehung zwischen Religion und Gesellschaft in einem einzigartigen Verhältnis, das sich in meiner Person widerspiegelt. 

Ich glaube, dass eine der wichtigsten Aufgaben für die religiöse Bildung der Zukunft darin liegt, das individuelle Bewusstsein um die Unterschiedlichkeit solcher Rollen, solcher Beziehungssituationen und solcher unterschiedlicher Öffentlichkeiten zu schärfen. Wir sind nicht einfach Jüdin, Christin, Muslimin im Gegenüber zu einer allgemeinen Öffentlichkeit (und erst Recht sind wir nicht „Das Judentum“, „das Christentum“ und „der Islam“), sondern wir sind es immer spezifisch, immer in Beziehung. 

Diese Aussage wäre simpel und wird in diesem Kreis sicher von den meisten akzeptiert. Sie wird aber kompliziert, wenn „die Öffentlichkeit“ oder „die Politik“ von dieser Differenzierung wenig weiß. Dass sie darum in Deutschland wenig weiß liegt wiederum am Verhältnis von Religion und Öffentlichkeit bzw. Politik. Meine These ist: Religion und weltanschauliche Orientierung werden von weiten Teilen der europäischen Gesellschaften bisher kaum als ein notwendiger Bestandteil des Menschenbildes und Sozialwesens angesehen. Darum ist auch die Reflexion des Wechselverhältnisses von Religion und Öffentlichem Leben weiterhin diffus und ungeklärt. 

2. Religionspolitik – Religion in Politik – Politik in Religion 
„Politik“ ist meiner Wahrnehmung nach in mehrere Instanzen und die in ihnen handelnden Personen zu unterscheiden. Ganz klassisch nach den drei Gewalten im Staat, die allerdings um weitere zu ergänzen sind:
1. Die Rechtsordnung und die in ihre zugrunde gelegten Werte und Normen bezüglich des Verhältnisses von Religion und Staat (Judikative)

2. Die Politiker und Politikerinnen, die entsprechend jeweils auftretender Probleme und der mit ihnen verbundenen öffentlichen Debatten Entscheidungen für das öffentliche Leben treffen (Legislative)

3. Die Ausführenden Organe, die aufgrund der rechtlichen und politischen Vorgaben für die Umsetzung des politisch notwendigen zuständig sind (Exekutive); und, ganz entscheidend, als „vierte Macht im Staate“
4. Die Medien, die öffentliche Debatten prägen und bestimmen und damit auch starken Einfluss – zumindestens auf die Politik – haben.

5. Schließlich gehört meiner Meinung nach als 5. Macht, oder zumindest als entscheidender Einflussfaktor die Wirtschaft zu den die Öffentliche Ordnung bestimmenden Faktoren. Ich glaube, dass gerade wir Menschen aus den Religionen uns oft gar nicht genug Rechenschaft darüber ablegen, wie sehr diese Macht die Rolle der Religion im öffentlichen Leben bestimmt. 

Meinem Eindruck nach herrscht in der Bundesrepublik Deutschland auf den Ebenen 2-4 ein sehr verworrenes Verhältnis zwischen Religion und Politik vor, während es in der Rechtsordnung durchaus sortiert ist. Die Frage, wie das Verhältnis zwischen Wirtschaft und Religion beschrieben werden kann, bedürfte einer eigenen Tagung. Die größte Verworrenheit betrifft die Politik und die Medien. In diesen beiden Feldern werden meinem Eindruck nach in Deutschland Religion und Politik meist als unvereinbare Gegensätze behandelt. Es wird so getan, als wäre „Säkularität“ nur „Pur“ zu haben und als sei Religion eine Bedrohung für diese Säkularität. Darin sehe ich eine große Gefahr: Die Trennung zwischen „rein“ und „unrein“ (die hinter dieser Spaltung steht) gehört nämlich meiner Auffassung nach selbst in den Bereich des Religiösen. Darum liegt in diesem behaupteten Gegensatz schon wieder das Potential für eine säkulare Heilslehre. 
Die deutsche Rechtsordnung ist, wie ich finde, im Blick auf das Verhältnis von Religion und Politik erstaunlich vorbildlich. Sie geht nämlich davon aus, dass – wie eine berühmte Aussage des Verfassungsrichters Ernst-Wolfgang Böckenförde besagt, „der Staat von Voraussetzungen lebt, die er selbst nicht schaffen kann“. Im deutschen (und niederländischen) Recht wird darum der Weg der „positiven Neutralität“ des Staates gegenüber der Religion gewählt. Der Staat verhält sich religionsfreundlich, indem er den Einzug von Mitgliedsbeiträgen der Religionsgemeinschaften unterstützt, indem er Sonn- und Feiertage schützt, Militärseelsorge finanziert, religiösen Gruppierungen Sendezeiten in den öffentlich-rechtlichen Medien einräumt und den Religionsunterricht an staatlichen Schulen fördert. Der Staat selbst übernimmt nicht die genannten Aufgaben, sondern überträgt sie an die Religionsgemeinschaften. Dabei hat er auf die Gleichbehandlung der Religionsgemeinschaften zu achten
. 
Damit wird im deutschen Recht – anders als in Frankreich oder der Türkei – Religion nicht streng zur Privatsache erklärt. Vielmehr geht unser Recht davon aus, dass Religion öffentlichen Ausdruck finden kann ohne staatliche Neutralität zu gefährden
. 
Die beiden großen christlichen Kirchen in Deutschland profitieren vom religionsfreundlichen deutschen Recht und können darum kein Interesse daran haben, es zu ändern. Andererseits sehen sie ihre Vormachtstellung im Staat und die damit verbundenen Privilegien derzeit massiv durch die mögliche Teilhabe anderer an diesem Recht bedroht. Denn: Wenn wir in der Bundesrepublik echte religiöse Gleichberechtigung hätten, wäre nicht nur der Islamunterricht an Schulen längst eine Selbstverständlichkeit, sondern ebenso die Teilhabe anderer religiöser Gruppierungen an den Rechten von Religionsgemeinschaften im Rundfunk, im Militär, in der staatlichen Unterstützung von Feiertagen usw. Das aber würde für die Kirchen einen enormen Verlust an Terrain bedeuten. Aus Angst vor diesem Verlust an Boden schlingern die beiden Großkirchen zur Zeit zwischen dem notwendigen Zugeständnis religiöser Gleichberechtigung einerseits und einem Abwehrkampf gegen die drohende Konkurrenz um den Kuchen religiöser Privilegien. Nicht gerade rühmlich und sicher oft nicht besonders christlich, aus dem Blickwinkel institutioneller Selbsterhaltung aber vielleicht zumindest nachvollziehbar. 
Als Evangelische Pfarrerin, die selbst durch ein gutes Gehalt, einen starke institutionellen Hintergrund und viele weitere Privilegien von dieser Situation profitiert, fällt es mir nicht leicht, mich in dieser Frage zu positionieren. Ich stehe oft im Konflikt mit meiner Kirche und ihrem institutionellen Egoismus. Zugleich fände ich es unredlich, so zu tun als stünde ich außerhalb der dominanten Mehrheitsreligion. Für unser Thema ist aber ohnehin eine andere Frage entscheidender: Welche Rolle spielt denn die derart privilegierte christliche Religion faktisch in der Öffentlichkeit und der Politik? 
3. Religion und Öffentlichkeit – eine komplizierte Beziehung 
Säkularität und Neutralität des Staates sind in Deutschland das Ergebnis von Verhandlungen nach blutigen konfessionellen Kriegen und/oder Machtkämpfen zwischen religiösen und staatlichen Institutionen. Der Entwicklung einer Autonomie religiöser Institutionen und der damit einhergehenden Autonomie weltlicher Institutionen (was wir „Säkularisierung“ nennen) hat insbesondere das aufgeklärte protestantische Bürgertum zugearbeitet. Ich vermute, dass diese Offenheit für aufklärerische Ideen auf Seiten des protestantischen Bürgertums in Deutschland (und in den Niederlanden) zu einer eher „religionsfreundlichen“ Form der säkularen Verfassung geführt hat. In diese sind humanistische Werte wie Freiheit, Gleichheit, Toleranz und Partizipation eingegangen. Werte, die ursprünglich religiös begründet waren. 
Das religionskritische Verhältnis zwischen Religion und Öffentlichkeit in Deutschland geht zum einen auf die Abkehr von der Vermischung von Religion und öffentlicher Macht zurück, die in der Zeit der Religionskriege derart blutige Folgen hatte. Zum anderen hat eine typisch protestantische religiöse Haltung, die die Individualisierung und Privatisierung von Glaubensvorstellungen (und – nicht ganz unwichtig – Wirtschaftsgütern) befördert hat, zu einer starken Tabuisierung des öffentlichen Diskurses über religiöse Fragen geführt. Das hat auch mit einem unaufgeklärten Verständnis von „Aufklärung“ zu tun, das noch immer durch unser Bild der säkularen Öffentlichkeit geistert. Es wird nämlich immer noch an vielen Orten so getan, als gäbe es so etwas wie eine „objektive Realität“, die sich vernünftig beschreiben und in neutralisierten Diskursen politisch managen ließe. Dass es in dieser Realität unterschiedliche Interessen gibt, die miteinander in Balance gebracht werden müssen, wird durchaus anerkannt. Eine weitaus geringere Rolle spielt in diesem Kräftespiel der bewusste Umgang mit Werten, Weltanschauung und Religion als notwendigem Faktor in sozialen Beziehungen. 

Darüber hinaus ist in einem großen Teil unserer ehemals mehrheitlich christlich geprägten Bevölkerung eine starke religiöse Desozialisation zu beobachten. Das Problem ist nicht, dass viele Menschen sich nicht mehr christlich orientieren, sondern dass sie überhaupt kein religiöses oder weltanschauliches Bewusstsein mehr entwickeln. Ihnen fehlt sozusagen das „seelische Handwerkszeug“ um mit den elementaren Orientierungsfragen umzugehen. Zugleich sind sie natürlich von existenziellen Fragen und Nöten keineswegs befreit. Derart schwach ausgestattet erscheint die Präsenz anderer bewusst religiös ausgerichteter Gruppierungen in nächster Nähe für viele als existenzielle Bedrohung. Die explosive Mischung, die daraus entsteht – und an der meiner Einschätzung nach andere religiöse und kulturelle Gruppen teilhaben, denn auch in anderen religiösen Gruppierungen gibt es die Zunahme religiöser Sprachlosigkeit – zieht die Gefahr von Fundamentalismus, Extremismus und Gewaltbereitschaft notwendig nach sich. 
Ich selbst bin passionierte Religionspädagogin. Darum halte ich diese ganze Gemengelage vor allem für eine Herausforderung an die Religionspädagogik – allerdings an ein stark erweitertes Verständnis von Religionspädagogik. Es geht nämlich um die Frage, wie die religiöse Dimension des Menschseins (die die Möglichkeit eines bewusst atheistischen oder agnostischen Lebensweges explizit einschließt) als entscheidender Aspekt des Menschenbildes erneut Grundlage öffentlicher Diskurse über soziale und ethische Fragen wird. Es geht um eine neue Perspektive in der zivil- und bürgergesellschaftlichen Bildungsverantwortung der Religionspädagogik. 
Hier kommt nun eine sehr wichtige öffentliche und politische Macht ins Spiel, die „vierte Macht“ im Staate: Die Medien. 

DER Anspruch DER Medien in unseren Breitengraden ist kritische Aufklärung. Auftrag einer guten Berichterstattung und Recherche ist darum die beständige Infragestellung der Selbstdarstellung anderer Protagonisten – egal, ob sie aus Politik, Sport, Kultur oder Religion kommen. Mit dieser kritischen Haltung vertreten sie zugleich den Anspruch, Wirklichkeit zu erhellen und angemessen deuten zu können. Die Medien selbst erheben also – aus professionellen Gründen! – den Anspruch, Wirklichkeit auszulegen und damit Orientierung zu bieten. Sie haben also einen quasi-religiösen Machtanspruch und treten in Konkurrenz zu anderen Sinnproduzenten. Sie tun das auf der Basis des oben benannten unaufgeklärten Aufklärungsverständnisses, nämlich unter der Annahme, Wirklichkeit sei objektiv beschreibbar. 
Das geschieht – darin liegt die zweite Problemanzeige – auf der Basis einer in diesem Spektrum besonders verbreiteten Unkundigkeit in religiösen Fragen. Beispiele dafür gäbe es zu Hauff. 
Während ich diese Reflektionen vorbereitete, kam eines davon über die Bildschirme in Gestalt des ZDF Auslandsjournals (Ende Feburar): Eine Ausgabe, die fast ausschließlich von religiösen Themen bestimmt war. Sie begann mit einem Feature über Schiiten und Sunniten. Dieses wurde gefolgt von einer Reportage über die teilnehmende Beobachtung eines Journalisten bei einem sehr eigentümlichen japanischen Männerritual und einem Beitrag über Broakback Mountains dem aktuellen schwulen Cowboyfilm. Am Ende kommentierte der Moderator in etwa mit folgenden Worten: „So haben wir die Welt heute gesehen – ein ungewöhnlicher Blick, zugegeben, aber die Welt lebt nun mal von uralten Mythen und Seltsamkeiten“. Religion hat für Medienvertreter halt immer etwas anrüchiges, leicht schwüles, bedrohliches, vielleicht noch exotisches oder Erotisches, auf jeden Fall aber „Jenseitiges“ in einem klischeehaften Sinn. 
Ich behaupte, dass eine neu zu entwickelnde Beziehung zwischen Religion und Öffentlichkeit sich vor allem der Herausforderung stellen muss, das Verhältnis von Religion und Medien bewusst zu gestalten. Bisher sieht das Verhältnis so aus:

1. Konkurrenz in Deutungsfragen mit einem sehr hohen absoluten Wahrheitsanspruch der Medien;
2. In Medienkreisen verbreitete Unkenntnis in allen religiösen Fragen; 

3. (dritte Problemanzeige:) Umgekehrte Strukturprinzipien zwischen Medien und Religion: Während Medien sozusagen von der Negativität der Deutung leben, von der Demontage, leben Religionen von der Suche nach Heilung und Versöhnung. 

Die Folge von dieser schwierigen Mischung ist eine oft katastrophale Berichterstattung über alles, was mit Religion und religiösen Phänomenen zu tun hat und ein großer Mangel an ethischem Bewusstsein in den Medien. Wie gesagt: Ich glaube, dass wir die Medien sehr viel stärker als bisher als Partner wahrnehmen müssen, wenn wir neue religionspädagogische Konzepte im Blick auf die Öffentlichkeit entwickeln wollen
. 
Einen guten Aufhänger für neue Konzepte auf dem Weg zu einer bewußteren Beziehung zwischen Religion und Öffentlichkeit bieten Konflikte. Hierfür sind m.E. ganz besonders Fragen des christlich-muslimischen Zusammenlebens geeignet. Sowohl die Kopftuchfrage als auch die Nachbarschaftskonflikte beim Bau von Moscheen sind grundsätzlich dafür geeignet, solche Fragen in der Öffentlichkeit zu diskutieren und dabei das Verhältnis von Religion und Öffentlichkeit neu zu bestimmen. Sie dienen darüber hinaus dem notwendigen sozialen Diskurs zwischen unterschiedlichen Milieus und Einstellungsmustern. Ich glaube, dass wir solche Konflikte viel mehr als Chance begreifen sollten, als das bisher geschehen ist. Dass eine solche Chance im Fall des Karrikaturenstreites ganz und gar nicht wahrgenommen werden konnte hat m.E. mit der Tatsache zu tun, dass hier der Konflikt von den Medien für die Medien mit einer von Anfang an diffamierenden und diskriminierenden Intention in die Welt gesetzt wurde. Bei alltäglichen Konfliktherden liegt die Sache zum Glück anders
. 
Kurz nach dem 11. September 2001 wurde der Friedenspreis des Deutschen Buchhandels an einen Menschen verliehen, der von sich selbst sagt, er sei „religiös unmusikalisch“. Einer, der die sozialen Debatten in unserem Land geprägt hat wie kein anderer, einer der beiden weltweit bekanntesten Deutschen: Jürgen Habermas. Er rief in seiner Rede anlässlich der Preisverleihung die Vertreter und Vertreterinnen der Religionen zu einer Aufklärung der Gesellschaft über ihre religiösen Hintergründe und Bedingtheiten auf. Er beschreibt die säkulare Gesellschaft als eine, die von ihren eigenen religiösen Bedingtheiten eingeholt wird. Die Artikulation des Religiösen und der offene Diskurs über religiöse Fragen wird gebraucht um dem entgegenzuwirken. Deshalb redet er von einem „unfairen Ausschluss der Religion aus der Öffentlichkeit“, die die säkulare Gesellschaft „von wichtigen Ressourcen der Sinnstiftung abschneidet“
. Die Säkulare Gesellschaft muss sich darum den „Sinn für die Artikulationskraft religiöser Sprachen“ bewahren. 
4. Loyalitätskonflikte zwischen meinem Bekenntnis (!) und der Gesellschaft

Über Loyalitätskonflikte zwischen „meiner Religion“ und der Gesellschaft kann ich nicht gut reden. Das hat mit der eingangs erwähnten Rollenvielfalt zu tun. Wenn ich von „meiner Religion“ rede, kann ich eigentlich nur von der Institution Evangelische Kirche in Deutschland reden. Diese ist mit meinem Bekenntnis aber keineswegs identisch, denn die Kirche ist ein „weltlich Ding“. In dieser Aussage liegt vielleicht ein typisch protestantisches Moment
. 

Ich rede darum von meinem Bekenntnis und hier gibt es natürlich haufenweise Loyalitätskonflikte, die wiederum mit der Tatsache zu tun haben, dass die religiösen Ideale und Erlösungsvisionen wirklich „nicht von dieser Welt“ sind, dass ihnen immer ein Moment anhaftet, das die Wirklichkeit überschreitet. Ich freue mich, dass solche Momente selbst in unserer behäbigen und oft egoistischen Institution noch zu finden sind. Z.B. dort, wo Kirchen im Kirchenasyl sich über geltendes Recht hinwegsetzen oder wo sie sich für Menschen stark machen, die in der Illegalität leben, für an den Rand Gedrängte, Ausgegrenzte, Diffamierte. Auch das Engagement für die andersgläubigen Geschwister ist nicht gänzlich abhanden gekommen. 
In Konflikt komme ich außerdem – gelegentlich – mit dem Verfassungsschutz, wenn ich mich für eine gleichberechtigte Teilhabe muslimischer Gläubiger an Diskursen einsetze. Ein fortdauernder Konflikt betrifft die Verteilung von Gütern, Aufgaben und Verantwortlichkeiten zwischen den Geschlechtern. Dieses Thema gehört in die Reihe derjenigen Beispiele, in denen Zugehörigkeit, öffentliche Rede und Auseinandersetzung mit Politik sehr viel mehr zu differenzieren ist, als ausschließlich über eine bestimmte Religionsgemeinschaft
. 

Da ich selbst erfahren habe, was es bedeutet zu einer religiösen und kulturellen Minderheit zu gehören (als Christin und Deutsche in Israel) weiß ich, dass meine Erfahrungen trotzdem sehr deutlich von der Zugehörigkeit zur Mehrheitskultur geprägt sind. In ihr versuche ich meinem christlichen Bekenntnis und Auftrag gerecht zu werden: Es zeigt mir Christus auf der Seite der Ohnmächtigen und Ausgegrenzten. Es mahnt mich im Bild des Gekreuzigten an die Versäumnisse und Verbrechen, die Christen und Christinnen gegenüber anderen Menschen begangen haben. Es ruft mich in Nachfolge und Zeugnis im Reden und Handeln auf der Seite Christi. Hier sehe ich mich vor allem herausgefordert, meine religionspädagogische Verantwortung in und für Öffentlichkeit, Sozialwesen und Politik wahrzunehmen. Bildung ist der Schlüssel für die Zukunft. Wir brauchen, um sie für die Öffentlichkeit zugänglich zu machen, einen viel besseren und viel heißeren Draht zu den Medien. 
Annette Mehlhorn im März 2006
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� Dieser Vortrag entstand als christlicher Beitrag zur JCM-Konferenz des Bendorfer Forums im März 2006. Er ist durch die für diese Konferez typische Zugangsweise geprägt: Ausgangspunkt der thematischen Stellungnahme ist hier immer ein explizit persönlich-biografischer Ansatz. 


� Probleme entstehen dadurch, dass Religionsgemeinschaften, die in diesem Sinne Vertragspartnerinnen des Staates sein sollen, den Status als Körperschaft des öffentlichen Rechts brauchen. Diesen zu erlangen erfordert eine Reihe – sagen wir ruhig „typisch deutscher“ – institutioneller Voraussetzungen, die zu erbringen vielen Religionsgemeinschaften schwer fällt. Zugleich stehen Menschen, die Gemeinschaften angehören, die diesen Status nicht haben, weiterhin unter dem Schutz von Artikel 3 und 4 (Religionsfreiheit) und Artikel 5(Meinungsfreiheit).


� Dieses Konzept wird derzeit meiner Einschätzung nach von denjenigen am meisten in Frage gestellt, die Muslimen die Teilhabe an diesem Recht bestreiten. Ich bin davon überzeugt, dass das auf die Dauer nicht möglich sein wird: Wir werden entweder eine schärfere Trennung von Religion und Politik bekommen oder die Teilhabe anderer religiöser Gruppierungen am positiven deutschen Religionsrecht wird sich mit den Jahren entwickeln. Dass es dafür noch einen langen Atem braucht steht auf einem anderen Blatt. 





� Während des 3. Weltparlaments der Religionen gab es einen eigenen Veranstaltungsbereich zum Thema „Medien“, in dem mir deutlich wurde, dass es in vielen Ländern bereits Initiativen gibt, um das bisherige Missverhältnis zu verbessern. Als einen besonders interessanten Vertreter dieser Versuche habe ich Simon Cohen kennengelernt, einen jungen Briten, der ein ganzes Unternehmen in den Dienst an diesem Ziel stellt: � HYPERLINK "http://www.tolerancelimited.com" ��http://www.tolerancelimited.com�. 


� Das ändert nichts daran, dass in solchen Konflikte – wie in jedem Beziehungskonflikt – nur zu Annäherung kommen kann, wenn die unterschiedlichen Blickwinkel von allen Beteiligten wahrgenommen und respektiert werden. Dass dies gelegentlich nur mit Unterstützung geschulter Moderationskräfte möglich ist, habe ich gerade in interreligiösen Gruppen immer wieder erfahren. 


� Meiner Meinung nach trägt die evangelische Kirche und ihre öffentlichen Vertreter einen guten Teil Verantwortung an dieser Entwicklung. Gerade weil evangelisches Christsein vor allem eine Angelegenheit individueller Verantwortung ist – dazu stehe ich, auch theologisch! – hat es die evangelische Theologie und Praxis schwer, ein gemeinsames öffentliches Zeugnis des Glaubens abzulegen. Die Macht der römischen Kurie und die Einheitlichkeit des katholischen Zeugnisses in der Öffentlichkeit machen es der katholischen Kirche wesentlich leichter ein klares Bild in der Öffentlichkeit zu präsentieren. Evangelischer Theologie und Kirche fällt es darüber hinaus bis heute schwer, die eigene Verstrickung ihrer Gläubigen und Geistlichen in die säkulare Heilslehre des NS in ein neues Bild von evangelischem Zeugnis in der Öffentlichkeit zu integrieren. Insbesondere die erste Nachkriegsgeneration hat darum ein bewusst unreligiöses Verständnis des Glaubens vertreten und an die nächste Generation weitergegeben. Kirche wurde in dieser Generation – ganz besonders im öffentlichen Bereich! – eher als Sozialagentur verstanden als als Mittlerin von Glaubenswahrheiten. Das verändert sich gegenwärtig. Die jungen Menschen sehnen sich nach Spiritualität und geistlicher Orientierung. Auch den Kreisen kirchlich Verantwortlicher bleibt das nicht verborgen. Es gibt einige unter ihnen – z.B. die Hannoveraner Bischöfin Margot Käßmann – die es verstehen, die Gunst der Stunde aufzugreifen um sehr bewusst ein explizites Glaubenszeugnis zu aktuellen Fragen abzulegen. Gerade dort, wo religiöse Rede sich im säkularen Kontext öffentlichkeitswirksam formulieren kann, halte ich solche klaren Worte für überaus wichtig. 


� Eines, was den Protestantismus möglicherweise besonders für die Gegenwart qualifiziert


� In der Gruppe „Sarah und Hagar“ haben wir darum kürzlich ein in langen Diskussionen erarbeitetes Impulspapier veröffentlicht, in dem diese gemeinsamen Interessen zwischen den Religionen sichtbar werden: „Impulse für eine geschlechtergerechte Sozialpolitik auf der Basis jüdischer, christlicher und muslimischer Traditionen“ in epd-Dokumentation Nr. 6/31.1.2006. 
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